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Angedrohte Kündigung des Abrüstungsvertrags INF

Ein strategisches Eigentor Amerikas

Es ist ein Zufall, dass Amerika ausgerechnet jetzt
Abschied nimmt vom früheren Präsidenten
George H. W. Bush. Aber der Tod dieses Staats-
mannes passt symbolhaft in eine Zeit, da Stück um
Stück auch Teile seines politischen Vermächtnis-
ses zu Grabe getragen werden. Zu den Säulen der
von Bush propagierten neuen Weltordnung ge-
hören die Verträge mit Moskau zur Begrenzung
der Atomrüstung. In seine Amtszeit fiel die Um-
setzung des Abkommens über das Verbot boden-
gestützter Mittelstreckenraketen (INF), mit dem
eine ganze Klasse von Atomwaffen verschwand
und Europa von einer drückenden Sorge befreit
wurde. Bush war es auch, der Start I aushandelte,
das erste einer Reihe von Abkommen zur Abrüs-
tung nuklearer Interkontinentalraketen.

Das Konzept von bilateralen Rüstungsverträ-
gen stirbt jedoch einen schleichenden Tod. Die
amerikanische Regierung hat den Ausstieg aus
dem INF-Vertrag angekündigt, und Äusserungen
lassen vermuten, dass auch der in zwei Jahren zur

Verlängerung anstehende New-Start-Vertrag dem
Untergang geweiht ist. Washington scheint der
Überzeugung zu sein, dass sich Rüstungskontroll-
verträge überlebt haben. Doch selbst eine Welt-
macht wie die USA zieht Vorteile aus einer stabi-
len Sicherheitsarchitektur. Das verbleibende Zeit-
fenster sollte daher genutzt werden, um falsche
Weichenstellungen zu vermeiden. Die Folgen hät-
ten nebst den Amerikanern nicht zuletzt die Euro-
päer zu tragen, die kein Interesse an einer Wieder-
aufrüstung auf ihrem Kontinent haben können.

Zum Teil ist die Kritik am INF-Vertrag berech-
tigt. Das Abkommen spiegelt eine vergangene
Zeit, als es nur zwei Grossmächte gab, die USA
und die Sowjetunion. Drittstaaten wie China sind
nicht eingebunden und können unbegrenzt Mit-
telstreckenraketen stationieren. Washington
glaubt zudem Belege zu haben, dass Russland den
Vertrag mit der Entwicklung eines bodengestütz-
ten Marschflugkörpers verletzt hat. Jahrelang hat
der Kreml nichts unternommen, um diesen Ver-
dacht auszuräumen. Nun hat sich erstmals die
Nato als Ganzes hinter die Vorwürfe gestellt.
Doch es wäre eine Illusion, zu glauben, dass Mos-
kau plötzlich zu Kreuze kriecht und ein von den
USA gestelltes 60-tägiges Ultimatum erfüllt. Die
Wahrscheinlichkeit ist vielmehr gestiegen, dass
aus dem Ausstieg Realität wird.

Die Logik eines solchen Schrittes hat Trump
nie überzeugend dargelegt. Gewiss, die Ausklam-
merung von Drittstaaten ist ein Schwachpunkt.
Aber deshalb ist das Abkommen nicht untauglich.
Es ist im westlichen Interesse, wenn wenigstens
Russland vertraglichen Grenzen unterworfen ist.
Eine Kündigung des Abkommens trägt nichts
dazu bei, die illegale Stationierung russischer
Marschflugkörper rückgängig zu machen. Im
Gegenteil: Moskau könnte dann diese Aufrüstung
ganz offen und umfangreicher weiterführen.

Auch das Argument, als Zeichen der Stärke sei
eine Kündigung des Vertrages notwendig, ist we-
nig stichhaltig. Mit dem Ausstieg aus dem INF
schneidet sich Amerika ins eigene Fleisch. Die
Entwicklung eigener Mittelstreckenraketen käme
das Land überaus teuer zu stehen und zwänge es,
in seinem Rüstungsbudget an anderen Orten Ab-
striche zu machen. In einer Zeit, da die USA
Mühe haben, genügend Mittel aufzubringen, um
auf den Dominanz-Anspruch Chinas in Ostasien
zu antworten, wäre es eine seltsame Prioritäten-
setzung, in Atomraketen in Europa zu investieren.
Ohnehin sehnt sich in Westeuropa kein Land da-
nach, sein Territorium für die Stationierung sol-
cher Waffen zur Verfügung zu stellen.Was als Zei-
chen der Stärke gedacht war, könnte sich am
Schluss vielmehr als Schwächung entpuppen.

Die Handelsdispute und das Ende einer Finanzmarkt-Ära

Achtung, die Turbulenzen häufen sich

An den Finanzmärkten sind die schönsten Zeiten
vorerst vorbei. Das lässt sich inzwischen sogar mit
Zahlen belegen: Die wichtigsten Börsenindizes
haben schon eine Weile keinen Rekordstand mehr
erklommen, und der Kursverlust an der Wall
Street von mehr als 3 Prozent am Dienstag war
das fünfte Ereignis dieser Art in diesem Jahr.

Kurzfristig gesehen handelt es sich bei diesem
Minus zwar eher um einen Rückschlag nach be-
achtlichen Avancen zuvor. Mittel- und längerfris-
tig betrachtet aber scheinen sich die Kursturbulen-
zen jüngst zu häufen. In der Vergangenheit deu-
tete das oft auf markante Veränderungen im wirt-
schaftlichen Geschehen hin, die sich in den
Finanzmärkten in der Form erratischer Kursbewe-
gungen spiegeln und die manchmal sogar zu über-
raschend erscheinenden Crashs oder ausgedehn-
ten Baissephasen führten.

Dazu muss es nicht zwingend kommen, aber
die Störungen im Gefüge sind unübersehbar. Sie

zeigen sich etwa in Form der hemdsärmligen Aus-
sen- und Handelspolitik der USA, seit dort Prä-
sident Trump das politische Steuerrad übernom-
men hat. Manchmal reagieren kurzfristig orien-
tierte Anleger mit Euphorie auf seine optimisti-
schen Äusserungen, die eine gütliche Einigung in
strittigen Punkten erwarten lassen. Andere Male
jedoch gehen sie regelmässig wieder in Deckung,
sobald sich abzeichnet, dass die leichtfertig ge-
schürten Erwartungen des Präsidenten wohl nicht
erfüllt werden.

Die erratisch anmutenden Kursbewegungen
werden unter anderem von systematisch agieren-
den Investoren ausgelöst, die ihre Wertpapier-
positionen unter Nutzung automatisierter Pro-
zesse schnell und marktübergreifend an neue Er-
wartungen und Gegebenheiten anpassen. Ihnen
kommt es nicht nur auf die Trumpschen Äusse-
rungen an, die bei der Preisentwicklung von Roh-
waren wie Soja oder bei den Aktien deutscher
Automobilhersteller für wahre Bocksprünge sor-
gen, sondern vor allem auch auf fundamentale
Trends und Strömungen.

So liegt es zum Beispiel nahe, dass der fast
40-jährige Trend stetig sinkender Zinsen und deut-
lich steigender Geldmengen in den Industriestaa-
ten nicht mehr länger fortsetzbar ist. Er hat in der

Vergangenheit zwar zu positiven Bewertungs-
effekten bei Immobilien und vielen Wertpapieren
geführt, aber auch zu deutlich steigenden Verbind-
lichkeiten der Privathaushalte, Firmen und Staa-
ten sowie zu einer enormen Finanzialisierung der
Volkswirtschaften. Was zum Beispiel wird passie-
ren, wenn die bis jetzt anscheinend positiv wirken-
den Phänomene ausbleiben und im Extremfall so-
gar zum Problem werden? Etwa wenn die Last der
Unternehmens- und Staatsschulden untragbar
wird? Sei es, weil die Zinsen plötzlich anziehen
oder weil sich die konjunkturelle Entwicklung ein-
trübt und die Steuereinnahmen sowie die Unter-
nehmensgewinne nicht mehr so sprudeln wie an-
genommen?

Das sind Fragen, welche die Nervosität der
Investoren erklären mögen. Tatsächlich beein-
trächtigen die um sich greifenden Handelsdispute
das Wirtschaftswachstum in weiten Teilen der
Welt. Selbst in der Schweiz hat die konjunkturelle
Dynamik in jüngerer Vergangenheit nachgelassen.
In den USA ist eine ähnliche Entwicklung zu er-
warten, sobald der Staat die fremdfinanzierten
Investitionen reduziert oder sobald diese finan-
ziell nicht mehr tragbar sind. Spätestens dann
droht an den globalen Finanzmärkten die Stunde
der Wahrheit.

Smart-City-Strategie

Zürich soll nun zeigen, wie klug es ist

Die Stadt Zürich hat jetzt eine Smart-City-Strate-
gie, und schlecht findet das grundsätzlich niemand.
Wie denn auch? Der Anglizismus lässt sich je nach
politischer Ausrichtung anders verstehen: Für
Grüne ist sie ein Instrument für mehr Ökologie
und schonenden Umgang mit Ressourcen, Sozial-
demokraten erhoffen sich mehr Bürgerbeteili-
gung, Bürgerliche wollen damit die Verwaltung
verschlanken.Alles sind berechtigte Erwartungen
an eine «kluge» Stadt Zürich. Man hätte sich aber
gewünscht, dass die soeben vorgestellte Zürcher
Strategie dem ökonomischen Sparpotenzial noch
mehr Bedeutung zukommen lässt.

Im weiten Feld an Optionen, was unter einer
Smart City zu verstehen ist, hat der Stadtrat durch-
aus einige richtige Schwerpunkte gesetzt. Leit-
linien und Instrumente zielen darauf ab, die Stadt-
verwaltung nach aussen zu öffnen und die Gren-
zen zwischen ihren Departementen aufzuweichen.
Die Bürger sollen stärker in die Entscheidungs-

findung einbezogen, städtische Daten standard-
mässig allen einfach zur Verfügung gestellt wer-
den. Die städtischen Mitarbeiter will man motivie-
ren und befähigen, sich selbst innovative Projekte
zum Wohle der Zürcherinnen und Zürcher auszu-
denken und diese auch umzusetzen. In der Privat-
wirtschaft funktioniert dieser Intrapreneurship-
Ansatz bisweilen ganz gut. Auch die Idee, «inno-
vation fellows» – Expertinnen und Impulsgeber
von ausserhalb – für einige Monate in die Stadt-
verwaltung zu holen, soll die Stadt durchaus wei-
terverfolgen.

Nebst diesen sinnvollen Prinzipien kommt im
Papier aber zu wenig zum Tragen, dass es sich bei
der Smart-City-Strategie auch um ein Effizienz-
programm handeln muss. Ziel ist es, Daten von der
und über die Stadt besser zu nutzen und so aus
weniger Input – Geld, Stellenprozenten, CO2 –
mehr Output, mehr Lebensqualität für die Bevöl-
kerung zu generieren. Das heisst nicht, dass die
Smart City ein Spar- oder Abbauprogramm ist.
Das würde es bei der Verwaltung kaum beliebt
machen, und der Stadtrat hat sich auch immer
gegen eine solche Interpretation verwahrt. In
einer wachsenden Stadt müssen Effizienzsteige-
rungen aber nicht zu Entlassungen führen; es
reicht aus, wenn der Stellenetat der Kernverwal-

tung vom Bevölkerungswachstum stärker entkop-
pelt wird.

Wenn für Innovationsprojekte jetzt neue För-
dertöpfe – Innovationsboxen und -kredite – geöff-
net und Stellen geschaffen werden, widerspricht
das zwar dem langfristigen Ziel der Übung. Doch
erstens sind die Beiträge,im tiefen einstelligen Mil-
lionenbereich, zunächst überschaubar. Zweitens
muss wie in der Strategie versprochen transparent
ausgewiesen werden, in welche Projekte die Mittel
fliessen. Hier wird es spannend: Es sind die Mit-
arbeiter der Stadtverwaltung aufgefordert, innova-
tive Ideen einzureichen, wie diese Stadt lebens-
werter, gesünder – oder gar steuerlich attraktiver
– gemacht werden kann. Sie müssen sich exponie-
ren und ihre Ideen als Unternehmer im Unterneh-
men verteidigen,verbessern und voranbringen.Das
motiviert,führt aber auch eine Bringschuld mit sich.

In der Verwaltung stecken meist kluge Leute
in nicht immer ganz so klugen Strukturen fest.Ab
2019 haben sie dank den Smart-City-Förderinstru-
menten die Gelegenheit, zu zeigen, dass sie eben
nicht nur Verwalter des Immergleichen sind. Es sei
aber wichtig, heisst es dazu in der Strategie, «Pro-
jekte vorzustellen, die für Bevölkerung und spezi-
fische Stakeholder klar ersichtlichen Nutzen» auf-
wiesen. Dem ist nicht viel hinzuzufügen.

WELTSPIEGEL

George H. W. Bush
ist der Architekt des
heutigen Europa
Von ULRICH SPECK

Der in der vergangenen Woche verstorbene
George H. W. Bush ist nicht nur in seiner
amerikanischen Heimat ein unterschätzter
Präsident, er ist es auch in Europa. Bush senior
war nicht weniger als der Architekt des
heutigen Europa. Ohne seine Weichenstellun-
gen am Ende des Kalten Krieges würde der
Kontinent heute anders aussehen, möglicher-
weise sehr anders. Als Angela Merkel sagte, sie
trauere um Bush «als eine Deutsche, die ohne
die Ergebnisse seiner Politik heute wohl kaum
hier stehen könnte», war das keine Floskel.

Bush senior organisierte die deutsche
Wiedervereinigung, Hand in Hand mit Helmut
Kohl. Der amerikanische Präsident musste
nicht erst überzeugt werden, er war von
Anfang an ein Befürworter der deutschen
Einheit. Und anders als der französische
Präsident François Mitterrand und die
britische Premierministerin Margaret Thatcher
sah er die nationale Einheit der Deutschen
nicht als Gefahr, sondern als Weg in eine neue
europäische Normalität. Es war die amerikani-
sche Entschiedenheit, die Frankreich und
Grossbritannien schon früh deutlich machte,
dass es besser ist, mit dem Strom zu schwim-
men als dagegen. Und es war George H. W.
Bush, der dem sowjetischen Präsidenten
Gorbatschow am 31. Mai 1990 die Zustim-
mung abrang, dass das vereinte Deutschland
Nato-Mitglied sein würde. Damit war der Weg
frei für den Beitritt der DDR zur Bundesrepu-
blik am 3. Oktober 1990.

Ohne Bushs entschiedenes Handeln hätte
sich das Fenster, das der Fall der Berliner
Mauer öffnete, vermutlich bald wieder ge-
schlossen, und die deutsche Frage wäre in der
Schwebe geblieben, mit unabsehbaren Konse-
quenzen für die Stabilität in Deutschland und
Europa. Bush hat dafür gesorgt, dass die
wesentlichen internationalen Leitplanken
schnell eingezogen wurden, so dass destabili-
sierende Kräfte und fragwürdige geopolitische
Ambitionen sich gar nicht entfalten konnten.
In der Mitte Europas erwuchs damit wieder
ein Koloss, der den Kontinent potenziell
destabilisieren konnte, der aber eben fest
eingebunden war in eine auch weiterhin
amerikanisch geführte, westlich geprägte
Ordnung. Diese Weichenstellung ermöglichte
es Kohl, die Befürchtungen europäischer
Nachbarn, insbesondere Frankreichs, weiter zu
zerstreuen, indem er sich an die Spitze einer
Bewegung zur Vertiefung der europäischen
Integration stellte, die in der Einführung des
Euro mündete.

George H. W. Bushs Handeln in dieser
Umbruchszeit war weitaus mehr als Pragmatis-
mus. Es war vielmehr getragen von einer
grossen strategischen Vision. Bereits am
31. Mai 1989, als für viele ein Ende des Kalten
Kriegs noch undenkbar schien, hatte Bush in
Mainz eine Rede gehalten, die Amerikas
Europastrategie der nächsten Jahre, wenn nicht
Jahrzehnte, prägen sollte: «Europa vereint und
frei, und im Frieden mit sich selbst», lautete die
Formel. «Ich werde mein Möglichstes tun»,
erklärte Bush, «um zu helfen, die geschlosse-
nen Gesellschaften des Ostens zu öffnen. Wir
streben Selbstbestimmung für ganz Deutsch-
land und ganz Osteuropa an.»

Die Einheit Deutschlands unter Nato-
Auspizien war der erste Schritt in der Umset-
zung dieser Strategie. Der zweite, logische
Schritt, den dann Nachfolger Bill Clinton ging,
war das Öffnen der Nato-Tür weiter nach
Osten. Clinton war es auch, der massgeblich
zur Beendigung der Balkankriege in den
1990ern beitrug. Zehn Jahre nach Bushs
Mainzer Rede war Europa tatsächlich auf dem
besten Weg, «vereint, frei und im Frieden mit
sich selbst» zu sein.
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